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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Erlass zur grenzüberschreitenden Prüfungskooperation mit 
ausländischen Steuerverwaltungen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat seine Richtlinien für den 
Informationsaustausch und die damit verbundene Außenprüfung unter dem Titel 
„Merkblatt zur grenzüberschreitenden Prüfungskooperation mit 
Steuerverwaltungen anderer Länder und Gebiete: Gemeinsame und gleichzeitige 
Prüfungen und Anwesenheit von Beamten“ überarbeitet.  

In dem aktuellen Merkblatt fasst das BMF die Grundsätze für gemeinsame und 
gleichzeitige Prüfungen mit Steuerverwaltungen anderer Länder und Gebiete und 
für die Anwesenheit von Beamten aus anderen Ländern oder Gebieten in 
Deutschland sowie von inländischen Beamten im Ausland zusammen. Nach 
Gesprächen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gelten die aktuellen 
Grundsätze ergänzend zum Merkblatt zur zwischenstaatlichen Amtshilfe durch 
Informationsaustausch in Steuersachen (BMF-Schreiben vom 29. Mai 2019). 

Das aktuelle Schreiben ersetzt das Merkblatt zur koordinierten steuerlichen 
Außenprüfung mit Steuerverwaltungen anderer Länder und Gebiete (BMF-
Schreiben vom 6. Januar 2017 - IV B 6 - S 1315/16/10016 :002). 

Teil I des aktuellen Merkblatts gibt einen Überblick über die anderen Formen der 
Verwaltungszusammenarbeit und deren Rechtsgrundlagen. Teil II dient als 
Leitfaden für die operative Umsetzung der Verwaltungszusammenarbeit. 

Das BMF erläutert die verschiedenen Aspekte der Verwaltungszusammenarbeit 
näher, wie z. B. die Einleitung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung 
durch die inländischen Steuerbehörden und die ausländische Steuerverwaltung, 
der Anhörung (eine Anhörung der Beteiligten gemäß § 117 Absatz 4 Satz 3 AO ist 
nicht erforderlich), Information des Steuerpflichtigen bei gemeinsamen und 
gleichzeitigen Prüfungen, Einwendungen des Steuerpflichtigen, sowie zur 
Sprache und Kommunikation, Befugnisse bei Anwesenheit ausländischer 
Bediensteter im Inland und inländischer Bediensteter im Ausland und zum 
Prüfungsbericht bei gemeinsamen Prüfungen. 

Für eine gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung im Rahmen einer Außenprüfung 
finden grundsätzlich die für die nationale Außenprüfung geltenden Regelungen 
Anwendung (§§ 193 bis 202 AO; Regelungen der Betriebsprüfungsordnung 
(BPO). 

Nach der zwischenstaatlichen Vereinbarung einer gemeinsamen oder 
gleichzeitigen Prüfung findet üblicherweise eine Auftaktsitzung statt. Diese kann 
physisch oder virtuell durchgeführt werden. 

Ein Antragsrecht der Steuerpflichtigen hinsichtlich des Anstoßens einer der 
sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit besteht nicht. Ungeachtet 
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dessen können Steuerpflichtige bei den jeweils zuständigen Finanzbehörden 
anregen, davon Gebrauch zu machen. 

Das Schreiben enthält darüber hinaus ein Verzeichnis folgender Anlagen: 

Anlage 1  

Mustertext – Meldung eines Prüfungsfalls 

In diesen Fällen bestimmt die zuständige Finanzbehörde, für welche Person oder 
welche Personen eine gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung durchgeführt 
werden soll, begründet die Auswahl und gibt den Zeitraum an, in dem die Prüfung 
durchgeführt werden soll. 

Anlage 2  

Muster – Anhörung des Steuerpflichtigen 

Bei gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfungen mit EU-Mitgliedstaaten ist eine 
Anhörung der Beteiligten gemäß § 117 Absatz 4 Satz 3 AO nicht erforderlich. Für 
die Anwesenheit außerhalb einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung 
sowie bei einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung mit Drittstaaten ist eine 
Anhörung der Beteiligten jedoch erforderlich (§ 117e Absatz 2 Satz 3 AO). 

Anlage 3  

Muster – Information des Steuerpflichtigen bei gemeinsamen oder 
gleichzeitigen Prüfungen  

Die inländische steuerpflichtige Person, auf die sich die gemeinsame oder 
gleichzeitige Prüfung bezieht, wird durch das zentrale Verbindungsbüro 
grundsätzlich unverzüglich über die Durchführung der gemeinsamen oder 
gleichzeitigen Prüfung informiert, sobald das Einverständnis über das 
Zustandekommen der Prüfung bei inländisch initiierten Fällen von dem anderen 
EU-Mitgliedstaat oder bei ausländisch initiierten Fällen durch das zentrale 
Verbindungsbüro übermittelt worden ist. Bei einer gemeinsamen oder 
gleichzeitigen Prüfung muss der Steuerpflichtige nicht informiert werden, wenn 
die Interessen Dritter, der Finanzbehörden oder des anderen EU-Mitgliedstaates 
an der Nichterteilung der Information die Interessen der betroffenen Person 
überwiegen. 

Anlage 4 

Muster – Ausstellung eines gemeinsamen Prüfungsberichtes mit dem 
anderen Staat 

Die Feststellungen, über die in einer gemeinsamen Prüfung Einigung erzielt 
worden ist, sind in einem gemeinsam abgestimmten Prüfungsbericht festzuhalten. 
Die Feststellungen, über die in der gemeinsamen Prüfung keine Einigung erzielt 
worden ist, können in dem gemeinsamen Prüfungsbericht festgehalten werden. 
Bei gemeinsamen Prüfungen mit Drittstaaten sollen die Feststellungen in einem 
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gemeinsamen Prüfungsbericht festgehalten werden, soweit der andere Staat 
dazu bereit ist. 

Hier weist das BMF auf folgendes hin: Das Muster ist im Aufbau und in den 
Formulierungen nicht verbindlich, zeigt aber, welche Inhalte in der Regel in einem 
gemeinsamen Prüfungsbericht erwartet werden. Ein gemeinsamer 
Prüfungsbericht muss inhaltlich von allen teilnehmenden Behörden mitgetragen 
werden. Für deutsche Erstentwürfe soll diesem Muster in der Regel gefolgt 
werden, inhaltlich unproblematische abweichende Wünsche zu Aufbau und 
Formulierungen der zuständigen Behörden der anderen teilnehmenden Staaten 
können in der Regel akzeptiert werden. Soweit als Sprache, in der die 
gemeinsame Prüfung durchgeführt wird (§ 12a Absatz 3 Satz 2 EUAHiG), die 
englische Sprache vereinbart wurde, wird der gemeinsame Prüfungsbericht in 
englischer Sprache abgefasst. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 15. Mai 2025 (IV B 3 - S 1520/00014/004/003). 

Eine englische Zusammenfassung dieses Schreibens finden Sie hier. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2025-05-16-merkblatt-pruefungszusammenarbeit.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/249009/mof-circular-on-cross-border-audit-cooperation-with-foreign-tax-administrations/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 30. Mai 2025 

 
 
Die unilaterale Umschaltklausel in § 20 Abs. 2 des 
Außensteuergesetzes ("Switch-over"-Klausel) ist 
gesellschaftsbezogen auszulegen und findet nur Anwendung, 
wenn der Steuerinländer mehrheitlich an der Personengesellschaft, 
die ihm eine ausländische Betriebsstätte vermittelt, beteiligt ist 
(entgegen Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
26.09.2014, BStBl I 2014, 1258, Tz. 4.1.1.2.2 und vom 22.12.2023, 
BStBl I 2023, Sondernummer 1/2023, 2, Rz 1002). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 036/25. 
 
 
 
 
 
 
Bei der Bestimmung der Steuerermäßigung bei Einkünften aus 
Gewerbebetrieb (§ 35 des Einkommensteuergesetzes) ist auf die 
Mitunternehmer abzustellen, die am Ende des (gegebenenfalls 
abweichenden) Wirtschaftsjahrs an der Mitunternehmerschaft 
beteiligt waren (Bestätigung und Fortführung der Urteile des 
Bundesfinanzhofs vom 14.01.2016 - IV R 5/14, BFHE 253, 67, 
BStBl II 2016, 875; vom 14.01.2016 - IV R 48/12). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Gegen die gesetzliche Höhe des Säumniszuschlags nach § 240 
Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) bestehen auch für 
Zeiträume nach dem 31.12.2018 keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken (Anschluss an das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 
23.08.2023 - X R 30/21, BFHE 282, 195, BStBl II 2024, 215). 
Gegen § 240 Abs. 1 Satz 1 AO bestehen auch keine 
unionsrechtlichen Bedenken. 
§ 240 Abs. 1 Satz 1 AO steht auch im Einklang mit Art. 6 Abs. 2 
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil IX R 32/23: 
Umschaltklausel in § 20 
Abs. 2 AStG erfordert 
Mehrheitsbeteiligung 
an Auslands-
gesellschaft 
 
 
 
 
 
8. April 2025 

Urteil IV R 21/22: 
Steuerermäßigung bei 
Einkünften aus 
Gewerbebetrieb im 
Fall eines 
abweichenden 
Wirtschaftsjahrs 
 
 
 

10. April 2025 
 

 

 
Urteil XI R 18/23: 
Verfassungsmäßigkeit 
von Säumnis-
zuschlägen 
 
 
 
 
 
 
 

19. Februar 2025 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/nationaler-switch-over-zur-steueranrechnungsmethode-setzt-beherrschung-der-auslandsgesellschaft-voraus/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520150/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 17/24: Veräußerungsgewinn nach § 23 EStG bei teilentgeltlicher 
Übertragung eines Grundstücks 
11. März 2025 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 037/25. 
 
Urteil XI R 9/22: Reitunterricht als Freizeitgestaltung 
22. Januar 2025 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 035/25. 
 
EuG-Vorlage VII R 17/22: Eingang in den Wirtschaftskreislauf der Union 
18. Februar 2025 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 8/21: Nacherhebung von Einfuhrzoll auf Kontingentwaren 
aufgrund rechtsmissbräuchlicher Handelstätigkeit - Reichweite des 
Vertrauensschutzes 
14. Januar 2025 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 4/23: Unentgeltliche Trocknung fremder Holzhackschnitzel zur 
Erlangung eines KWK-Bonus zwar nicht steuerbar, jedoch 
vorsteuerschädlich 
11. Dezember 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Voraussetzungen für die Bildung und Feststellung eines Sonderausweises 
gemäß § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG 
Sonstige Rücklagen im Sinne von § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG sind alle Rücklagen, 
die nicht im steuerlichen Einlagekonto im Sinne von § 27 Abs. 1 KStG erfasst 
sind. Eine vom Sonderausweis auszunehmende "Einlage der Anteilseigner" setzt 
nicht voraus, dass sie im steuerlichen Einlagekonto erfasst ist. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten über die Feststellung eines Sonderausweises nach § 28 
Abs. 1 Satz 3 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG). 
Die Klägerin ist eine GmbH, deren Unternehmensgegenstand die Verwaltung 
eigenen Vermögens, auch durch Beteiligung an anderen Unternehmen, ist. 
Im Jahr 2009 leisteten die Anteilseigner eine Einlage von 10 Mio. €. Die Klägerin 
gab die Einlage in ihrer Erklärung zur gesonderten Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen gemäß § 27 Abs. 2 Satz 4 KStG nicht an. Das 
steuerliche Einlagekonto der Klägerin wurde deshalb zum 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510112/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/veraeusserungsgewinn-bei-grundstuecksuebertragung-mit-uebernahme-von-schulden/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520146/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/reitunterricht-als-freizeitgestaltung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520145/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520145/
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31.12.2009 -erklärungsgemäß- in Höhe von 0 € festgestellt. Der Bescheid wurde 
bestandskräftig. 
Ein Antrag der Klägerin auf Änderung des Feststellungsbescheids gemäß § 129 
der Abgabenordnung (AO) wurde abgelehnt. Der dagegen erhobene Einspruch 
blieb ebenso erfolglos wie die im Anschluss erhobene Klage. Auch ein auf § 173 
Abs. 1 Nr. 2 AO gestützter Änderungsantrag der Klägerin führte nicht zum Erfolg. 
Ein Einspruch gegen den Bescheid über die gesonderte Feststellung nach § 27 
Abs. 2 und § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG zum 31.12.2011 mit dem Antrag, das 
steuerliche Einlagekonto in Höhe von 10 Mio. € festzustellen, wurde als 
unbegründet zurückgewiesen. 
Im Bescheid zum 31.12.2016 über die gesonderte Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen nach § 27 Abs. 2 und § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG vom 
13.04.2018 stellte das Finanzamt das steuerliche Einlagekonto und das durch 
Umwandlung von Rücklagen entstandene Nennkapital auf jeweils 0 € fest. In der 
Bilanz der Klägerin auf den 31.12.2016 sind ein gezeichnetes Kapital in Höhe von 
25.000 € und eine Kapitalrücklage in Höhe von 10 Mio. € ausgewiesen. 
Am 17.07.2017 beschloss die Gesellschafterversammlung der Klägerin eine 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln. Das Stammkapital erhöhte sich durch 
Umwandlung der Kapitalrücklage von 25.000 € auf 10.025.000 €. 
In ihrer Erklärung zur gesonderten Feststellung der Besteuerungsgrundlagen zum 
31.12.2017 nach § 27 Abs. 2 und § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG vom 14.09.2018 
erklärte die Klägerin den Endbestand des steuerlichen Einlagekontos mit 10 Mio. 
€. 
Das Finanzamt wich, nach vorheriger Ankündigung, von den erklärten Angaben 
ab und stellte das steuerliche Einlagekonto im Bescheid zum 31.12.2017 über die 
gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 27 Abs. 2 und § 28 
Abs. 1 Satz 3 KStG in Höhe von 0 € fest. Das Finanzamt stellte außerdem einen 
Sonderausweis in Höhe von 10 Mio. € aufgrund einer Kapitalerhöhung aus 
sonstigen Rücklagen fest. Der Feststellungsbescheid erging am 04.12.2018. Das 
Finanzamt wies den Einspruch der Klägerin gegen den Bescheid als unbegründet 
zurück. 
Die Klage vor dem Finanzgericht München hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Sonstige Rücklagen im Sinne von § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG sind alle Rücklagen, 
die nicht im steuerlichen Einlagekonto im Sinne von § 27 Abs. 1 KStG erfasst 
sind. 
Darunter fallen nicht nur Gewinn-, sondern auch Kapitalrücklagen (vgl. Bauschatz 
in Gosch, KStG, 4. Aufl., § 28 Rz 32). § 28 Abs. 1 Satz 1 und 3 KStG knüpft nicht 
an die handelsbilanzielle Unterscheidung zwischen Kapital- und Gewinnrücklagen 
an, sondern definiert den Begriff der "sonstigen Rücklagen" in Abgrenzung zum 
steuerlichen Einlagekonto im Sinne von § 27 Abs. 1 KStG. Der Begriff der 
sonstigen Rücklagen bildet mithin die Summe aller Rücklagen, die nicht im 
steuerlichen Einlagekonto erfasst sind (Stimpel in Rödder/Herlinghaus/Neumann, 
KStG, 2. Aufl., § 28 Rz 33; Bauschatz in Gosch, KStG, 4. Aufl., § 28 Rz 32). 
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Dies zugrunde gelegt, ist das Nennkapital der Klägerin im Streitjahr um 10 Mio. € 
durch die Umwandlung von sonstigen Rücklagen erhöht worden. Das steuerliche 
Einlagekonto wurde nicht verwendet. Sein festgestellter Bestand zum 31.12.2016 
betrug 0 €; eine unterjährige Erhöhung durch Einlagen hat im Streitjahr unstreitig 
nicht stattgefunden. 
Eine nach § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG vom Sonderausweis auszunehmende 
"Einlage der Anteilseigner" setzt nicht voraus, dass sie im steuerlichen 
Einlagekonto erfasst ist. 
Es ist umstritten, ob das Tatbestandsmerkmal "aus Einlagen der Anteilseigner" im 
Sinne von § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG materiell-rechtlich verstanden werden kann. 
Nach wohl überwiegender Auffassung im Schrifttum ist der Ausdruck im Kontext 
so zu verstehen, dass er --trotz abweichender Formulierung-- abschließend auf 
den Bestand des steuerlichen Einlagekontos verweist. Dies schließt die 
Berücksichtigung "vergessener" Einlagen aus (Brandis/Heuermann/Oellerich, 
§ 28 KStG Rz 15; Dötsch/Werner in Dötsch/Pung/Möhlenbrock --D/P/M--, Die 
Körperschaftsteuer, § 28 KStG Rz 41; Stimpel in Rödder/Herlinghaus/Neumann, 
KStG, 2. Aufl., § 28 Rz 37a; HHR/Berninghaus, § 28 KStG Rz 20; Endert in 
Frotscher/Drüen, KStG/GewStG/UmwStG, § 28 KStG Rz 21; Kümpel in 
Bott/Walter, KStG, § 28 Rz 44).  
Nach der Gegenansicht muss der Wortlaut der Vorschrift ernstgenommen werden 
mit der Folge, dass "vergessene" Einlagen vom Sonderausweis ausgenommen 
sind (Streck/Binnewies, KStG, 10. Aufl., § 28 Rz 23; Binnewies, GmbH-
Rundschau 2015, 1065, 1069; Ott, Deutsche Steuer-Zeitung 2016, 227, 232; 
derselbe, Deutsches Steuerrecht 2014, 673, 675). 
Der BFH schließt sich der zuletzt genannten Auffassung an. Für diese Auffassung 
streitet der klare Wortlaut der Norm. Weder die Gesetzgebungsgeschichte noch 
der Sinn und Zweck des § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG oder binnensystematische 
Erwägungen gebieten es, das steuerliche Einlagekonto bei der 
Nennkapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ausnahmslos zugrunde zu legen. 
Seinem Wortlaut nach stellt § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG allgemein auf "Einlagen" der 
Anteilseigner und nicht auf das "Einlagekonto" oder auf die "festgestellten 
Einlagen" ab und nimmt auch keine Eingrenzung nach dem Zeitpunkt der 
Einlageleistung vor. Der Wortlaut der Regelung legt damit ein Verständnis nahe, 
wonach es auf die Erfassung dieser Einlagen im steuerlichen Einlagekonto nicht 
ankommt. 
Auch der Gesichtspunkt der Verwaltungsvereinfachung schlägt nach Auffassung 
des BFH nicht durch. Zwar kann sich die Berücksichtigung "vergessener" 
Einlagen für die Gesellschaft als schwierig darstellen. Diese Schwierigkeiten 
würden vermieden, wenn lediglich auf das steuerliche Einlagekonto abgestellt 
würde. Bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln verfügt allerdings die 
Körperschaft regelmäßig über die für einen Einlagenachweis erforderlichen 
Unterlagen. Zudem liegt die Darlegungs- und Beweislast für eine Einlageleistung 
bei der Körperschaft. Etwaige praktische Schwierigkeiten sprechen deshalb nicht 
dagegen, aus (nicht im steuerlichen Einlagekonto erfassten) Einlagen stammende 
Kapitalrücklagen vom Sonderausweis auszunehmen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 25. Februar 2025 (VIII R 41/23), veröffentlicht am 22. Mai 2025. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510105/
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Unterschiedliche steuerliche Zinssätze für Aussetzungszinsen und 
Nachzahlungszinsen auch nach dem 31.12.2022 verfassungsrechtlich 
zweifelhaft 
An der unterschiedlichen Höhe des Zinssatzes für Aussetzungszinsen und 
Nachzahlungszinsen bestehen ernstliche Zweifel. Dies hat das Finanzgericht Köln 
in einem aktuellen Beschluss entschieden. 
Sachverhalt 
Das Finanzamt hatte gegenüber den Antragstellern Aussetzungszinsen für den 
Zeitraum Februar 2023 bis November 2024 festgesetzt und bei der 
Zinsberechnung den gesetzlichen Zinssatz von 0,5 % für jeden Monat zugrunde 
gelegt. 
Die Antragsteller legten gegen die Zinsfestsetzung Einspruch ein und beantragten 
beim Finanzamt erfolglos, die Zinsen in Höhe von 0,35 % (Differenzbetrag 
zwischen 0,5 % und 0,15 %) von der Vollziehung auszusetzen. Mit Blick auf die 
unterschiedlichen Zinssätze bei Nachzahlungszinsen (seit dem 01.01.2019: 0,15 
% monatlich) und Aussetzungszinsen (0,5 % monatlich) bestünden 
verfassungsrechtliche Zweifel an dem zugrunde gelegten Zinssatz von 0,5 %. 
Hierzu beriefen sie sich ergänzend auf einen Beschluss des Bundesfinanzhofs 
(BFH) vom 08.05.2024 (Az.: Vlll R 9/23), mit dem der BFH die Frage der 
Verfassungsmäßigkeit des Zinssatzes von Aussetzungszinsen dem 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vorgelegt hatte. Vor diesem Hintergrund 
ermittelten die Antragsteller ihre Aussetzungszinsen in Höhe von 0,15 % pro 
Monat, die sie auch bezahlten. 
Das Finanzamt lehnte den Antrag ab und verwies darauf, dass sich die Vorlage 
des BFH an das BVerfG nur auf Zinsen für den Zeitraum 01.01.2019 bis 
15.04.2021 beziehe. Zudem sei spätestens ab dem 01.01.2023 nicht mehr von 
einer Niedrigzinsphase auszugehen. 
Richterliche Entscheidung 
Daraufhin begehrten die Antragsteller erfolgreich vorläufigen Rechtsschutz durch 
das Finanzgericht Köln. 
Die Antragsteller brauchen die vom Finanzamt geforderten weiteren Zinsen 
vorläufig nicht zu bezahlen. Die Richterinnen und Richter des 4. Senats führten 
aus, dass für Aussetzungszwecke bereits deshalb hinreichende Zweifel an der 
Höhe der angefochtenen Zinsen bestünden, weil die Rechtsprechung eine von 
der Ansicht der Finanzverwaltung divergierende Auffassung vertrete. 
Nicht nur eine anhaltende Niedrigzinsphase habe nach den Ausführungen 
des BFH verfassungsrechtliche Zweifel an der Höhe des Zinssatzes für 
Aussetzungszinsen begründet. Vielmehr habe der BFH auch den mangelnden 
Gleichlauf der Verzinsung ab 2019 und die hierdurch eingetretene 
Zinssatzspreizung (zwischen 0,15 % und 0,5 %) moniert. 
Vor diesem Hintergrund seien ernstliche Zweifel zumindest dann zu bejahen, 
wenn – wie vorliegend – im Einspruchsverfahren um die Höhe der 
Aussetzungszinsen gestritten werde. Denn in einer solchen Konstellation finde 
kein anderweitiger (Zins-)Ausgleich statt, wie z.B. durch den Anspruch auf 
Prozesszinsen während eines Klageverfahrens. 
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Die im vorläufigen Rechtsschutz ergangene Entscheidung ist rechtskräftig. Das 
Finanzamt hat die gegen den Beschluss zugelassene Beschwerde nicht 
eingelegt. 
Fundstelle 
Finanzgericht Köln, Beschluss vom 8. April 2025 (4 V 444/25); rkr.; vgl. die 
Pressemitteilung vom 26. Mai 2025. 
 

Business Meldungen 
 
Neustrukturierung des Gesellschafterkreises nach dem StaRUG 
 
Im Kontext der aktuellen wirtschaftlichen Lage gewinnt die Sanierung und 
Restrukturierung von Unternehmen zunehmend an Bedeutung. In 
Krisensituationen haben Unternehmen die Möglichkeit, durch gezielte 
Anpassungen der Gesellschafterstruktur und der Beteiligungsverhältnisse flexibel 
auf wirtschaftliche Herausforderungen zu reagieren und damit der Schieflage des 
Unternehmens entgegenzuwirken. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Transfer Pricing Insights: CbCR 
Webinar, 18.06.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/tp-insights-cbcr
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/249068/neustrukturierung-des-gesellschafterkreises-nach-dem-starug/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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